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«Wir brauchen keine abgehobenen Scheinautoritäten»
Bundesgericht 22 Jahre 
war Hans Wiprächtiger als 
Bundesrichter im Amt. Seine 
Bilanz: Richter und Gericht 
sind zu weit weg vom Volk.

hans Wiprächtiger, sie kennen das 
Bundesgericht in- und auswendig. Was 
hat sich in diesen Jahren am gericht 
alles verändert?

hans Wiprächtiger*: Das Gericht ist 
unpersönlicher, das heisst unnahbarer 
und formalistischer geworden. Insgesamt 
ist es weniger freiheitlich. Stattdessen 
stelle ich eine detailversessene Regle­
mentiererei fest, die aber bei den be­
troffenen Mitarbeitern nicht zu mehr 
Effizienz, sondern vor allem zu Verärge­
rungen führt.

Wie sehen sie die Justiz nach all den 
Jahren? Wohin geht Justitia?

Wiprächtiger: Die rechtsstaatlichen 
Garantien werden alles in allem zurück­
gedrängt. Im Strafrecht, in dem ich ge­
arbeitet habe, haben schriftliche Ver­
fahren im grossen Stil Eingang gefunden, 
Strafbefehle werden ausgesprochen, die 
vielfach nicht verstanden werden, womit 
dann bei den Betroffenen der Resozia­
lisierungseffekt verloren geht. Rechts­
staatlich fraglich ist meines Erachtens 
auch das sogenannte abgekürzte Ver­
fahren. Mit der neuen Strafprozessord­

nung wird ein formelles gerichtliches 
Verfahren, das in einem Rechtsstaat eine 
wichtige Funktion hat, immer mehr 
zurückgedrängt. Nur noch rund 2 Pro­
zent der Delikte kommen vor ein Ge­
richt. 

Was sollte am obersten gericht ge-
ändert werden? 

Wiprächtiger: Es soll dem Rechts­
suchenden ein besserer Schutz gewährt 
werden: Für alle Rechtsfragen sollte 
grundsätzlich die Möglichkeit der Be­
urteilung durch das Bundesgericht be­
stehen, also zum Beispiel auch im Be­
reich der Steueramtshilfe oder des Asyl­
wesens. Das wäre meines Erachtens 
ohne zusätzliche Richter ohne weiteres 
machbar. Rechtsstaatliche Anliegen 
müssen oberste Priorität haben.

und innerhalb des gerichts?
Wiprächtiger: Sorgen bereitet mit die 

zunehmende Macht der Verwaltungs­
kommission, die aus drei Richtern besteht. 
Es braucht zwar ein Führungsorgan, aber 
man kann es in einem Gericht nicht aus­
gestalten wie in der Privatwirtschaft. Ein 
Denken, das zu Gunsten von Effizienz 
und Wirtschaftlichkeit wichtige rechts­
staatliche Anliegen in den Hintergrund 
stellt, ist hier fehl am Platz. Höchst pro­
blematisch ist auch, dass dadurch zwei 
Klassen von Richtern entstehen: die eine 
mit den drei führenden Richtern der Ver­
waltungskommission, die sich dieser 
Macht bewusst sind und diese auch aus­
leben, und die übrigen. 

Welche Möglichkeit gibt es, die recht-
sprechung des Bundesgerichts der Öf-
fentlichkeit näherzubringen?

Wiprächtiger: Der Richter und die 
Richterin haben vermehrt Kontakt nach 
aussen zu pflegen. Der Kontakt mit 
Universitäten sowie Hochschulen und 
der Bevölkerung ist auszubauen. Die 
unmittelbare Öffentlichkeit ist zu be­
leben. Die Öffentlichkeit soll sich auch 
durch die Medien oder durch Veran­
staltungen ein Bild von den Richtern 
machen können, die sie beurteilen. Die 
Richter haben zu wichtigen rechts­
politischen Fragen Stellung zu bezie­
hen, nicht nur als Institution, sondern 
auch als Einzelpersonen. Richterinnen 
und Richter sollen dem Gericht ein 
Gesicht geben. Etwa durch Tage der 
offenen Tür; Zulassung von elektroni­
schen Medien bei der Urteilsverkün­
dung; vermehrte Arbeit mit Medien­
mitteilungen.

Wie sehen sie das richterbild in der 
Zukunft? Welche Veränderungen müss-
ten stattfinden? 

Wiprächtiger: Vor allem darf kein Eli­
tarismus bestehen. Wir brauchen keine 
abgehobenen Scheinautoritäten mit star­
rer Maske, sondern Richterinnen und 
Richter zum Anfassen und mit Einfüh­
lungsvermögen. Sowohl hohe fachliche 
Qualität wie hohe Sozialkompetenz sind 
unverzichtbar. Klares Erfordernis ist Per­
sönlichkeit mit Mut und dem Willen 
und der Kraft, auch gegen den Strom 
zu schwimmen. Bei den Richterwahlen 

nehmen die politischen Parteien ihre 
Verantwortung manchmal nicht wahr. 
Falls eine Partei keinen Kandidaten im 
oben beschriebenen Sinn stellen kann, 
hat sie auf diesen Sitz zu verzichten. Mit 
zu wenig qualifizierten Richterinnen 
und Richtern geht die Justiz zu Grunde. 
Die Justiz hat vermehrt deutlich zu 

machen, dass Richterinnen und Richter 
Angehörige der dritten Staatsgewalt sind 
und nicht bloss Funktionäre. Sie hat 
auch deutlich zu machen, dass richter­
liche Unabhängigkeit eine Sicherheit für 
den Rechtssuchenden bedeutet. Und sie 
muss darum kämpfen, im Vertrauen der 
Bevölkerung wieder an vorderster Stel­
le zu stehen.

Welche Begebenheit hat sie am Bun-
desgericht am meisten gefreut?

Wiprächtiger: Besonders hat mich ge­
freut, dass am Bundesgericht die straf­
rechtliche Rechtsprechung lange Zeit 
human und liberal war, und das mit 
Erfolg, mit einem Rückgang der Krimi­
nalität. Trotz verschiedener Verbesse­
rungsmöglichkeiten kann doch auch 
festgehalten werden, dass die Schweizer 
Justiz gut funktioniert, auch die Recht­
sprechung des Bundesgerichts.

und worüber haben sie sich in ihrer 
Amtszeit stets wieder geärgert?

Wiprächtiger: Der Auftritt gegen 
aussen ist unsouverän. Für die Problem­
bewältigung und Krisenkommunikation 
sollte man vielleicht die Wirtschaft zum 
Vorbild nehmen und die Probleme klar 
ansprechen, diese lösen und die Lösung 
dann auch kommunizieren. So ist etwa 
das Bundesgericht nicht fähig, der Be­
völkerung den Unterschied zwischen 
dem Bundesgericht, dem Bundesstraf­
gericht sowie dem Bundesverwaltungs­
gericht zu erklären. 

InteRVIeW URS-PeteR InDeRBItzIn
schweiz@luzernerzeitung.ch

Hinweis
* Der Luzerner Hans Wiprächtiger (SP) wirkte 22 
Jahre am Bundesgericht. Ende 2011 trat er aus 
Altersgründen von seinem Amt als Bundesrichter 
zurück. Der 68-Jährige wird nun Gastdozent an 
Universitäten und arbeitet künftig in einem Basler 
Anwaltsbüro mit. 

Ein Bumerang für die GSoA 
ArMee Die Gruppe für eine 
Schweiz ohne Armee will per 
Volksinitiative die Wehrpflicht 
abschaffen. Dies könnte die 
Armee äusserst attraktiv 
machen, sagen experten.

LéA WeRtHeImeR 
lea.wertheimer@luzernerzeitung.ch

Die Gruppe für eine Schweiz ohne 
Armee (GSoA) will die Armee nicht ab­
schaffen, «nur» die Wehrpflicht. Dazu 
reichte sie gestern eine Initiative mit 
107 280 Unterschriften ein. Die GSoA 
fordert eine freiwillige Milizarmee. Die 
Gegner, insbesondere die Milizverbände, 
sehen darin den Tod der Armee. «Die 
Abschaffung der Wehrpflicht würde das 
Ende der Schweizer Milizarmee und die 
Schaffung einer teuren Berufsarmee 
bedeuten», warnt Andreas Widmer, Prä­
sident der Arbeitsgemeinschaft für eine 
wirksame und friedenssichernde Miliz­
armee (AWM). Hinter ihr stehen in 
diversen Organisationen 250 000 Offi­
ziere und Armeebefürworter. 

Ganz anderer Meinung ist der Öko­
nomieprofessor Reiner Eichenberger. 
Das Konzept einer freiwilligen Miliz­
armee kennt er in­ und auswendig. 
Schliesslich hat er es anno 1991 ent­
wickelt, in einem WK wohlgemerkt und 
im Auftrag des VBS. In seinem Konzept 
leisten die Schweizer freiwillig Dienst. 
Sie seien so motivierter und leistungs­
fähiger. «Die Armee bleibt, der Miliz­
gedanke auch.» Die freiwillige Miliz sei 
aus ökonomischer Sicht die ideale Form. 

AWM­Präsident Andreas Widmer hin­
gegen befürchtet einen Exodus der Sol­
daten, sobald ihr Dienst freiwillig würde. 
«Die Bereitschaft für den freiwilligen 
Militärdienst wird rasch schwinden, und 
die notwendigen Bestände können nicht 
mehr aufrechterhalten werden.» Fürs 
Vaterland Dienst zu leisten, gehöre zu 
den Bürgerpflichten. Diese seien nicht 
angenehm, ergänzt Widmer. «Auch die 
Steuerpflicht ist nicht attraktiv.» Dem 
stimmt Eichenberger zu und münzt es 
um. Das sei eine Chance für die Armee: 
«Will sie wettbewerbsfähig bleiben, muss 
die Armee attraktiv sein», das zu werden 
sei nicht schwierig, ist er überzeugt. 

tage für fünf Panzer
Ein häufig genannter Kritikpunkt sind 

die Leerläufe in den Rekrutenschulen 
oder Wiederholungskursen. «Sie ent­
stehen nur, weil die Leute gezwungen 
werden», meint Eichenberger und fügt 
ein Beispiel an: Junge Männer lernen 

im Handumdrehen unzählige Autotypen 
zu unterscheiden – weil sie wollen. «In 
der Armee werden Tage damit verbracht, 
fünf Panzertypen auseinanderzuhalten.» 
Viele Armeeangehörige seien renitent, 
wollten im Grunde nicht, sie müssten 
nur. Eichenberger ist zuversichtlich, dass 
sich das Image der Armee zum Besseren 
wenden könnte. «Die GSoA schafft sich 
mit der freiwilligen Armee ein Problem», 
prognostiziert er augenzwinkernd. «Die 
Gruppierung wird künftig auf überzeug­
te freiwillige Soldaten und damit auf 
leidenschaftlichen Widerstand stossen.»

Keine rambos erwünscht
Die Milizverbände bangen nicht nur 

um den Personalbestand, sondern auch 

um seine Qualität. «Wir wollen in der 
Armee nicht die Rambos, sondern auch 
kluge und kritische Köpfe mit all ihren 
zivilen Qualitäten», sagt Widmer. Eichen­
berger hält dagegen: «Wenn man attrak­
tiv ist, bekommt man Personal aus allen 
gesellschaftlichen Schichten.» Einen ge­
wichtigen Punkt bilde hier die Entlöh­
nung. «Zahlt man sehr schlecht, kom­
men die, die sehr gerne Handgranaten 
werfen», so seine Überzeugung. 

Im Konzept der freiwilligen Miliz­
armee sieht Eichenberger rund 50 000 
Mann, die aus Überzeugung auch über 
längere Zeit Dienst leisten. «Damit wird 
die Altersdurchmischung gewährleistet.» 

Das ermögliche es den Armeeangehö­
rigen, berufliche Beziehungen zu knüp­
fen, und steigere die Attraktivität der 
Armee. Die längere Dienstzeit hätte 
noch mehr Vorteile, findet er: «Heute 
macht die Rekrutenschule einen Drittel 
der Diensttage aus, man nutzt die er­
fahrenen Soldaten kaum mehr.»

Klar ist, dass die GSoA­Initiative an 
einer langen Tradition kratzt. «Die Wehr­
pflicht ist ein wesentlicher Bestandteil 
unseres Selbstverständnisses», sagt der 
AWM­Präsident. Eichenberger lässt dies 
nicht gelten: «Die Wehrpflicht ist über­
holt.» 

Wehrpflicht

* Dänemark:  Eingeschränkte Wehrpflicht. 
Melden sich nicht genügend Freiwillige,
können Zwangseinberufungen 
vorgenommen werden.

Freiwilligen-Armee
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«das Bundesgericht 
ist unpersönlicher  
und unnahbarer 

geworden.»
HAnS WIPRäcHtIGeR,  

eHemALIGeR BUnDeSRIcHteR 
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